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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Poste et télécommunications

Kleinsendungen mit gefälschten Waren aus dem Online-Handel sollten künftig
einfacher vernichtet werden können, um administrative Prozesse am Zoll zu
erleichtern. Das war das erklärte Ziel einer im Frühling 2023 vom Bundesrat
präsentierten Botschaft für eine Änderung im Immaterialgüterrecht. Durch die
Zunahme des Online-Handels habe das BAZG vermehrt aufwändige Arbeiten im
Zusammenhang mit Fälschungen in Kleinsendungen zu erledigen. Rechteinhaberinnen
und -inhaber – meist Unternehmen, welche die Rechte an einer Marke oder einem
Produkt besitzen – konnten mit dem Instrument der Hilfeleistung beim BAZG
beantragen, dass verdächtige Waren am Zoll zurückbehalten werden. Eine
Fristenregelung im bestehenden Recht führte allerdings dazu, dass solche Waren
faktisch erst vernichtet werden konnten, wenn die Rechteinhaberinnen und -inhaber
bereits ein gerichtliches Verfahren eingeleitet haben. Ein solches gerichtliches
Verfahren wäre nötig gewesen, falls sich die Bestellenden einer Vernichtung der
Fälschung widersetzt hätten. Für diese Vorbereitungen waren aufseiten der
Unternehmen und des BAZG erhebliche administrative Arbeiten notwendig. Da sich in
den allermeisten Fällen die Empfängerinnen und Empfänger jedoch einer Vernichtung
nicht widersetzten – es waren weniger als fünf Prozent der Betroffenen –, sollen die
Waren nach einem neuen Verfahren automatisch vernichtet werden, wenn sich die
Bestellenden nicht innert einer bestimmten Frist beim BAZG dagegen wehren. Eine
Mitteilung an die Rechteinhaberinnen und -inhaber über eine zurückbehaltene Ware
sollte nur noch dann erfolgen, wenn sich die Bestellenden einer Vernichtung
widersetzen. Ein gerichtliches Verfahren müsste demnach auch nur in letzteren Fällen
eingeleitet werden. Über die direkt vernichteten Waren sollten die Rechteinhaberinnen
und -inhaber zudem periodisch und zusammengefasst informiert werden. Um das BAZG
zu entlasten und die nichtzollrechtlichen Erlasse zu standardisieren, sollte schliesslich
künftig das Eidgenössische Institut für Geistiges Eigentum IGE für die administrativen
Arbeiten nach dem Aufgriff der Sendung durch das BAZG zuständig werden.

In der Vernehmlassung, welche von Januar bis April 2020 stattgefunden hatte, waren
die bundesrätlichen Pläne zur Senkung der administrativen Aufwände grundsätzlich gut
angekommen. Zuspruch hatte auch die Bestimmung gefunden, wonach
Rechteinhaberinnen und -inhaber zwischen dem bestehenden und dem neuen
automatisierten Verfahren wählen können. Kritisiert worden war hingegen etwa
vonseiten economiesuisse und scienceindustries die Bestimmung, wonach
Rechteinhaberinnen und -inhaber gegenüber Bestellenden im Falle einer
unbegründeten Vernichtung der Ware ein Haftungsrisiko tragen, umgekehrt die
Bestellenden aber kein Haftungsrisiko eingehen. Um dieses Risiko zu verringern, sah der
Bundesrat in seiner Botschaft vor, dass eine Vernichtung der Ware frühstens drei
Monate nach der Mitteilung über die zurückbehaltene Ware erfolgen kann. In der
Vernehmlassung war des Weiteren von der CVP, economiesuisse und scienceindustries
gefordert worden, dass die periodischen Sammelmitteilungen mehr Informationen
enthalten. Der Bundesrat wollte deshalb bei den vernichteten Waren über die Absender
im In- und Ausland sowie über weitere durch das BAZG bereits protokollierte Daten
berichten, jedoch keine Auskunft über die Personen erteilen, die die Waren bestellt
haben, wie es economiesuisse gefordert hatte. Es sollte demnach «keine
Kriminalisierung» der Bestellenden stattfinden, erklärte die Landesregierung. Ein
Anspruch auf Schadenersatz der Antragsstellenden soll damit ausgeschlossen bleiben,
solange sich die Bestellenden der Vernichtung der gefälschten Waren nicht
widersetzen. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.04.2023
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2023 sprach sich der Nationalrat einstimmig für eine vom
Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Immaterialgüterrechts aus. Ziel der Änderung
war es, Kleinsendungen mit gefälschten Waren aus dem Online-Handel einfacher
vernichten zu können. Dazu sollten einerseits neue Regelungen bezüglich der
Vernichtung der potenziell gefälschten Waren eingeführt und andererseits
Kompetenzen vom BAZG auf das IGE übertragen werden.
Die WBK-NR hatte sich in der Vorberatung ohne Vorbehalte für die Gesetzesänderung

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.09.2023
LENA BALTISSER
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ausgesprochen und die Annahme der Gesetzesvorlage beantragt. Laut den
Kommissionssprecherinnen Valérie Piller Carrard (sp, FR) und Lilian Studer (evp, AG)
trägt die geforderte Anpassung des Immaterialgüterrechts dazu bei, wirtschaftliche
Verluste durch Fälschungen zu verringern, die Zollbehörde zu entlasten und
Konsumentinnen und Konsumenten vor gesundheitsschädlichen Fälschungen zu
schützen. Der Nationalrat kam dem Antrag seiner Kommission ohne Gegenantrag nach,
womit der Gesetzesentwurf an den Ständerat überwiesen wurde. 2

Der Ständerat befasste sich im Dezember 2023 mit der bundesrätlichen Botschaft zur
Einführung eines vereinfachten Verfahrens zur Vernichtung von Kleinsendungen im
Immaterialgüterrecht. Für die WBK-SR liess Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU)
verlauten, dass die Kommission den Entwurf des Bundesrats wie bereits der Nationalrat
grundsätzlich begrüsse. Mittlerweile sei der Kommission aber von Seiten der Verwaltung
mitgeteilt worden, dass an zwei Stellen des Gesetzes Anpassungsbedarf bestehe.
Erstens war im Gesetz vorgesehen, dass die gefälschte Ware entweder vernichtet wird
oder die Fälschung den Antragstellerinnen und -stellern bzw. den Rechteinhaberinnen
und -inhabern zur Vernichtung überreicht wird. Da diese Übergabe in den allermeisten
Fällen per Post und nicht von Hand zu Hand geschehe, sollte die Formulierung von
«übergeben» in «überlassen» geändert werden. Zweitens sah der Gesetzesentwurf vor,
dass die Antragstellerinnen und -steller oder Rechteinhaberinnen und -inhaber
quartalsweise über die «Art und Menge der vernichteten Ware» informiert werden.
Laut der Kommissionssprecherin habe sich aber gezeigt, dass der Aufwand für die
Benachrichtigung geringer sei, wenn diese gleich nach der Vernichtung erfolgen kann.
Die Verwaltung schlug dementsprechend vor, das Wort «vierteljährlich» aus dem
Gesetzestext zu streichen. Gmür-Schönenberger beantragte ihrem Rat, diese beiden
Änderungen in die Vorlage aufzunehmen und ansonsten dem Entscheid des
Nationalrats zu folgen.
Der Ständerat beschloss Eintreten ohne Gegenantrag. Den beiden Anpassungen
stimmte die kleine Kammer diskussionslos zu. Die Gesamtabstimmung passierte die
Vorlage bei 41 zu 0 Stimmen ohne Enthaltung einstimmig, womit das Geschäft mit den
beiden Änderungen als Differenzen an den Nationalrat überwiesen wurde. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2023
LENA BALTISSER

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit den Differenzen, die der
Ständerat bei der Botschaft zur Einführung eines vereinfachten Verfahrens zur
Vernichtung von Kleinsendungen geschaffen hatte. Diese Differenzen betrafen zwei
geringfügige Änderungen im Gesetzestext. Priska Wismer-Felder (mitte, LU) und Valérie
Piller Carrard (sp, FR) beantragten im Namen der WBK-NR, dem Ständerat in den
beiden Punkten zu folgen. Auch Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider stellte sich
hinter die beiden Änderungen, welche lediglich technischer Natur seien und am Kern
der Vorlage nichts ändern würden. 
Nachdem alle Fraktionen auf ein Votum verzichtet hatten, nahm der Nationalrat die
vom Ständerat vorgeschlagenen Änderungen diskussionslos an. 

In der Schlussabstimmung herrschte in beiden Räten bei 198 bzw. 44 zu 0 Stimmen
ohne Enthaltungen Einstimmigkeit, womit das Geschäft erledigt war. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.12.2023
LENA BALTISSER

1) BBI 2023 1184; Bericht Vernehmlassung vom 26.4.23
2) AB NR, 2023, S. 2018f.; Medienmitteilung WBK-NR vom 23.6.23
3) AB SR, 2023, S. 1140ff.
4) AB NR, 2023, S. 2446 ff.; AB NR, 2023, S. 2617; AB SR, 2023, S. 1293
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